
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
  
  

 
 
 
 
 
 
 
 
   
 
 
 
 
 
   
 
 
 

   
 
 
 

 
 

  
 
 
  
 
 

An die Mitglieder der SGK-N      im Oktober 2023 
 

Familienausgleichskassen: Botschaft 23.050 «Einführung eines vollen Lastenausgleichs» 

An Ihrer Sitzung vom Donnerstag, 26. Oktober 2023 behandeln Sie die Vorlage 23.050 zur Einfüh-

rung eines vollen Lastenausgleichs bei Familienausgleichskassen.  

Damit soll die Motion 17.3860 «Familienzulagen. Für eine faire Lastenverteilung» (Isidor Baumann) 

umgesetzt werden, indem den Kantonen vorgeschrieben wird, für die Familienausgleichskassen ei-

nen zwingenden vollen Lastenausgleich innerhalb des Kantons einzuführen. Wir lehnen diesen 

übermässigen Eingriff in den kantonalen Föderalismus ab und empfehlen Ihnen, den Kanto-

nen stattdessen mit Einführung eines Teillastenausgleichs einen gewissen Handlungsspiel-

raum zu belassen. Wir bekennen uns damit zu einer Kompromisslösung zwischen denjenigen 

Interessenkreisen, die einen Bundeseingriff in den Lastenausgleich vollständig ablehnen und denje-

nigen, die den vollen Lastenausgleich in allen Kantonen verlangen. 

Kompromiss Teillastenausgleich für die Familienausgleichskassen 

Mit einem zwingenden vollen Lastenausgleich für die Finanzierung der Familienzulagen würde die 

bisher bestehende, vielfach genutzte Möglichkeit der Kantone, massgeschneiderte föderalistische 

Lösungen zu treffen, vollständig ausgeschaltet. Der Bundesrat begründete seine Ablehnung dieser 

Massnahme denn auch damit, dass die Kantone Ausgleichssysteme eingeführt haben, die ihre je-

weiligen kantonalen Eigenheiten und Bedürfnisse widerspiegeln. Die Vorlage würde nun alle Kan-

tone zwingen, ihre eigenen Lastenausgleichssysteme in einen vollen Lastenausgleich zu überfüh-

ren. Damit würden bedarfsgerechte und kantonalpolitisch breit abgestützte Kompromisslösungen 
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verhindert. So haben erst vor kurzem die Kantone Zürich und Basel-Stadt eigene Teil-Lastenaus-

gleichslösungen eingeführt, welche mit der Vorlage 23.050 übersteuert würden. Effektiv betroffen 

sind gemäss Bundesrat 15 Kantone, die ihre Gesetzgebung auf einen vollen Lastenausgleich hin 

anpassen müssten. Eine zwingende Einführung eines vollen Lastenausgleichs für alle Kantone steht 

somit im Widerspruch zu den Grundsätzen des in der Familienpolitik stark verankerten Föderalis-

mus und beschneidet kantonale Kompetenzen zu stark. Deshalb sprach sich in der Vernehmlas-

sung auch die Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren gegen den zwin-

genden vollen Lastenausgleich aus. 

 

Empfehlung: Anpassung Art. 17 Abs. 2 Bst. k Familienzulagengesetz  

2 Die Familienausgleichskassen stehen unter der Aufsicht der Kantone. Unter Vorbehalt dieses Ge-

setzes und in Ergänzung dazu sowie unter Berücksichtigung der Organisationsstrukturen und des 

Verfahrens für die AHV erlassen die Kantone die erforderlichen Bestimmungen. Sie regeln insbe-

sondere: 

k. mindestens einen Teillastenausgleich den vollen Lastenausgleich zwischen den Kassen; 

 

Mit der Vorgabe zur Einführung mindestens eines Teillastenausgleichs müssten diejenigen sechs 

Kantone, die noch keinen Lastenausgleich haben (AG, AI, AR, GL, NE, TG), einen solchen einfüh-

ren. Sie könnten diesen jedoch bedarfsgerecht und kantonalpolitisch breit abgestützt festlegen – sei 

dies als voller oder als Teillastenausgleich. Die 20 anderen Kantone könnten ihre heute bestehen-

den vollen oder Teillastenausgleichs-Systeme beibehalten bzw. müssten diese nur bei den Selb-

ständigerwerbenden anpassen. 

Voller Lastenausgleich führt zu Umverteilung von privaten zu staatlichen Arbeitgebern 

Mit dem vollen Lastenausgleich werden Beitragsgelder von den Verbands- zu den kantonalen Fami-

lienausgleichskassen umverteilt. So schreibt das BSV auf Seite 23 der Botschaft selbst: «Die meis-

ten kantonalen FAK würden gemäss Schätzung des BSV durch die Einführung eines Lastenaus-

gleichs profitieren. In denjenigen Kantonen, die vom Lastenausgleich profitieren, können unter Um-

ständen die Beitragssätze reduziert werden. Davon profitieren die angeschlossenen Betriebe der 

kantonalen FAK und damit auch die Kantone und Gemeinden in ihrer Funktion als Arbeitgeber.» 

Kurz: Im vollen Lastenausgleich findet eine Umverteilung von den Verbands- zu den kantona-

len Familienausgleichskassen statt – finanziert durch die Unternehmen, die den Verbands-

kassen angeschlossen sind. Davon profitieren in erster Linie die staatlichen und staatsnahen Ar-

beitgeberinnen und Arbeitgeber. Damit würde das heutige bewährte System mit Verbands- und kan-

tonalen Familienausgleichskassen früher oder später in Frage gestellt, was einer direkten Schwä-

chung des heutigen Verbandssystems gleichkommt. 

Voller Lastenausgleich führt zu Bevormundung der Arbeitgeber und Selbständigen 

Die Beiträge an Familienzulagen werden zu 100% durch die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber resp. 

durch Beiträge der Selbständigerwerbenden finanziert. Mit der Einführung eines vollen Lastenaus-

gleichs nimmt der Staat den Arbeitgebern und den Selbständigerwerbenden die Möglichkeit, ihre 

Kosten durch die (beschränkte) Wahl einer kosteneffizient arbeitenden Kasse zu optimieren. 

Voller Lastenausgleich eliminiert den Anreiz zu kostenbewusstem Handeln 

Der volle Lastenausgleich reduziert den Anreiz der Kassen, Zulagenansprüche genau und kritisch 

zu prüfen, weil die Ablehnung / Zusprache von Zulagen keinen Einfluss mehr auf den kasseneige-

nen Risikosatz hat. Der Anreiz zu kostenbewusstem Handeln wird eliminiert, das System verteuert. 

Der heute bestehende landesweite Ausgleich innerhalb von Branchen wird zerstückelt 

Mit der Einführung eines vollen kantonalen Lastenausgleichs in allen Kantonen wird der heute 

schon bestehende landesweite Ausgleich innerhalb der gesamtschweizerisch tätigen Branchenkas-

sen 26-fach zerstückelt, ohne daraus resultierendem Mehrwert. 
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Die Spannweite der Beitragssätze ist kein Systemfehler 

Die Befürworter behaupten, der volle Lastenausgleich sei nötig, um «Systemfehler» zu beheben. 

Sie verweisen dabei auf die angeblich hohe Schwankungsbreite der Beitragssätze zwischen den 

Kassen. Tatsächlich werden damit aber in irreführender Weise Beitragssätze aus Kantonen mit un-

terschiedlich hohen Zulagen miteinander verglichen. Weiter führt der volle Lastenausgleich aufgrund 

der unterschiedlichen Zulagenleistungen in den Kantonen nicht zu gleichen Beitragssätzen, wie dies 

gemeinhin angenommen wird. 

Aus den genannten Gründen und in Einhaltung des föderalistischen Prinzips bitten wir Sie, den Kan-

tonen im Rahmen der Botschaft 23.050 mit der Einführung von «mindestens einem Teillasten-

ausgleich» weiterhin den notwendigen Spielraum zur Ausgestaltung des Lastenausgleichs zu be-

lassen. Für die wohlwollende Prüfung unserer Argumente sowie die Berücksichtigung dieses für uns 

sehr wichtigen Anliegens danken wir Ihnen sehr und grüssen Sie freundlich 
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